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HAMBURGISCHES
GESETZ- UND

VERORDNUNGSBLATT
TEIL I

Nr. 26 MITTWOCH, DEN 29. SEPTEMBER 1999

Tag I n h a l t Seite

§ 1

(1) Der Bebauungsplan Altona-Altstadt 21 für den Gel-
tungsbereich zwischen Palmaille/Breite Straße und der Norder-
elbe (Bezirk Altona, Ortsteile 201, 202) wird festgestellt.

Das Gebiet wird wie folgt begrenzt:

Palmaille – Breite Straße – Carsten-Rehder-Straße – über das
Flurstück 2034, Nord- und Ostgrenze des Flurstücks 644 der
Gemarkung Altona-Südwest – Buttstraße – Ostgrenze des Flur-
stücks 1800 der Gemarkung Altona-Südwest – Große Elbstraße
– Ostgrenze des Flurstücks 613, Südgrenzen der Flurstücke 613
und 1221 (Große Elbstraße), über das Flurstück 2117 (Norder-
elbe), Südgrenze des Flurstücks 2113, über das Flurstück 2117
(Norderelbe), Südgrenze des Flurstücks 1221 (Große Elb-
straße), über das Flurstück 2117 (Norderelbe), Südost- und
Westgrenze des Flurstücks 1909, Süd- und Westgrenze des
Flurstücks 1144, Westgrenze des Flurstücks 1221 (Große Elb-
straße), Südgrenze des Flurstücks 1143, Süd- und Westgrenze
des Flurstücks 1121, Südgrenze des Flurstücks 1115, über das
Flurstück 1115, Westgrenze des Flurstücks 1119 der Gemar-
kung Altona-Südwest.

(2) Das maßgebliche Stück des Bebauungsplans und die
ihm beigegebene Begründung werden beim Staatsarchiv zu
kostenfreier Einsicht für jedermann niedergelegt.

(3) Es wird auf folgendes hingewiesen:

1. Ein Abdruck des Plans und die Begründung können beim
örtlich zuständigen Bezirksamt während der Dienststunden
kostenfrei eingesehen werden. Soweit zusätzliche Abdrucke
beim Bezirksamt vorhanden sind, können sie gegen Kosten-
erstattung erworben werden.

2. Wenn die in den §§ 39 bis 42 des Baugesetzbuchs in der
Fassung vom 27. August 1997 (Bundesgesetzblatt I 1997
Seite 2142, 1998 I Seite 137) bezeichneten Vermögensnach-
teile eingetreten sind, kann ein Entschädigungsberechtigter
Entschädigung verlangen. Er kann die Fälligkeit des An-
spruchs dadurch herbeiführen, daß er die Leistung der Ent-
schädigung schriftlich bei dem Entschädigungspflichtigen
beantragt. Ein Entschädigungsanspruch erlischt, wenn
nicht innerhalb von drei Jahren nach Ablauf des Kalender-
jahres, in dem die in Satz 1 bezeichneten Vermögensnach-
teile eingetreten sind, die Fälligkeit des Anspruchs herbei-
geführt wird.

3. Unbeachtlich sind

a) eine Verletzung der in § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummern 1
und 2 des Baugesetzbuchs bezeichneten Verfahrens- und
Formvorschriften und

b) Mängel der Abwägung, 

wenn sie nicht in den Fällen des Buchstabens a innerhalb ei-
nes Jahres, in den Fällen des Buchstabens b innerhalb von
sieben Jahren seit dem Inkrafttreten des Bebauungsplans
schriftlich gegenüber dem örtlich zuständigen Bezirksamt
geltend gemacht worden sind; der Sachverhalt, der die Ver-
letzung oder den Mangel begründen soll, ist darzulegen.

§ 2

Für die Ausführung des Bebauungsplans gelten nachste-
hende Vorschriften:

1. In den nach § 172 des Baugesetzbuchs als „Erhaltungsbe-
reiche“ bezeichneten Gebieten bedürfen zur Erhaltung der
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über den Bebauungsplan Altona-Altstadt 21

Vom 21. September 1999

Der Senat verkündet das nachstehende von der Bürgerschaft beschlossene Gesetz:
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städtebaulichen Eigenart des Gebiets auf Grund seiner
städtebaulichen Gestalt der Rückbau, die Änderung, die
Nutzungsänderung oder die Errichtung baulicher Anlagen
einer Genehmigung, und zwar auch dann, wenn nach der
Baufreistellungsverordnung vom 5. Januar 1988 (Hambur-
gisches Gesetz- und Verordnungsblatt Seite 1), zuletzt
geändert am 21. Januar 1997 (Hamburgisches Gesetz- und
Verordnungsblatt Seiten 10, 11), in der jeweils geltenden
Fassung eine Genehmigung nicht erforderlich ist. Die Ge-
nehmigung zum Rückbau, zur Änderung oder zur Nut-
zungsänderung darf nur versagt werden, wenn die bauliche
Anlage allein oder im Zusammenhang mit anderen bauli-
chen Anlagen das Ortsbild, die Stadtgestalt oder das Land-
schaftsbild prägt oder sonst von städtebaulicher, insbeson-
dere geschichtlicher oder künstlerischer Bedeutung ist.
Die Genehmigung zur Errichtung der baulichen Anlage
darf nur versagt werden, wenn die städtebauliche Gestalt
des Gebiets durch die beabsichtigte Anlage beeinträchtigt
wird.

2. In den allgemeinen Wohngebieten entlang der Carsten-
Rehder-Straße und Palmaille/Breite Straße sind die Wohn-
und Schlafräume sowie in den Kerngebieten die Aufent-
haltsräume durch geeignete Grundrißgestaltung den lärm-
abgewandten Gebäudeseiten zuzuordnen. Soweit die An-
ordnung der in Satz 1 genannten Räume an den
lärmabgewandten Gebäudeseiten nicht möglich ist, muß
für diese Räume ein ausreichender Schallschutz durch
bauliche Maßnahmen an Außentüren, Fenstern, Außen-
wänden und Dächern der Gebäude geschaffen werden. In
den Kerngebieten südlich der Großen Elbstraße sind dar-
über hinaus für die zur Elbe orientierten Wohn- und
Schlafräume nicht zu öffnende Schallschutzfenster oder
vergleichbar wirksame bauliche Lärmschutzvorkehrun-
gen vorzusehen.

3. In den allgemeinen Wohngebieten und in den mit „(A)“
bezeichneten Flächen der Kerngebiete sind ebenerdige
Stellplätze unzulässig.

4. Auf den mit „(C)“ bezeichneten Flächen des Kerngebiets
südlich der Großen Elbstraße gilt bei der Berechnung der
festgesetzten Zahl der Vollgeschosse als Bezugsebene eine
Höhe von 7,2 m über Normalnull. Bei der festgesetzten Ge-
schoßfläche sind mehrgeschossig verglaste, überdachte
Innenhöfe nicht anzurechnen.

5. In den Kerngebieten sind Spielhallen und ähnliche Unter-
nehmen im Sinne von § 33 i der Gewerbeordnung, die der
Aufstellung von Spielgeräten mit oder ohne Gewinnmög-
lichkeiten dienen, sowie Vorführ- und Geschäftsräume,
deren Zweck auf Darstellungen oder auf Handlungen mit
sexuellem Charakter ausgerichtet ist, unzulässig.

6. Die festgesetzten Gehrechte umfassen die Befugnis der
Freien und Hansestadt Hamburg, allgemein zugängliche
Wege und Plätze anzulegen und zu unterhalten. Gering-
fügige Abweichungen von den festgesetzten Gehrechten
können zugelassen werden.

7. Für die Gebäude auf den mit „(A)“ bezeichneten Flächen
der Kerngebiete sind Brücken zu schaffen, die an den
hochwasserfreien Geesthang angebunden sind, soweit
keine Aufhöhung der Großen Elbstraße auf 6,5 m über
Normalnull erfolgt. Die lichte Höhe fester Brücken muß

im Bereich der Großen Elbstraße mindestens 8,5 m betra-
gen.

8. Die festgesetzte Zahl der Vollgeschosse für die Überbau-
ung der Sägemühlenstraße wird oberhalb der festgesetzten
lichten Höhe gezählt.

9. In den Wohngebieten ist für je 150 m² der nicht überbau-
baren Grundstücksfläche mindestens ein kleinkroniger
Baum oder für je 300 m² der nicht überbaubaren Grund-
stücksfläche mindestens ein großkroniger Baum zu pflan-
zen. Es sind standortgerechte einheimische Laubgehölze
zu verwenden. Großkronige Bäume müssen einen Stamm-
umfang von mindestens 18 cm, kleinkronige Bäume einen
Stammumfang von mindestens 14 cm, in 1 m Höhe über
dem Erdboden gemessen, aufweisen. Im Kronenbereich
dieser Bäume ist eine offene Vegetationsfläche von minde-
stens 12 m² anzulegen.

10. Die nicht überbauten Flächen von Tiefgaragen sind, mit
Ausnahme der mit „(A)“ bezeichneten Flächen an der
Großen Elbstraße, mit einem mindestens 50 cm starken
durchwurzelbaren Substrataufbau herzustellen und mit
Laubgehölzen und Stauden zu begrünen.

11. Auf den mit „(A)“ und „(B)“ bezeichneten Flächen der
Kerngebiete sind Flachdächer und flachgeneigte Dächer
mit einer Neigung bis zu 30 Grad mit einem mindestens 
8 cm starken durchwurzelbaren Substrataufbau herzu-
stellen und extensiv zu begrünen.

12. Außenwände von Gebäuden, deren Fensterabstand mehr
als 5 m beträgt, sowie fensterlose Fassaden sind, mit Aus-
nahme der Kerngebietsflächen, mit Schling- oder Kletter-
pflanzen zu begrünen; je 2 m Wandlänge ist mindestens
eine Pflanze zu verwenden.

13. Auf den privaten Grundstücksflächen sind außerhalb der
überflutungsgefährdeten Bereiche an der Großen Elb-
straße Fahr- und Gehwege sowie Stellplätze in wasser- und
luftdurchlässigem Aufbau herzustellen.

§ 3

Für Teile der Flurstücke 1266, 1123 und 1125 der Gemar-
kung Altona-Südwest wird die Verordnung zum Schutz von
Landschaftsteilen in den Gemarkungen Altona-Südwest,
Ottensen, Othmarschen, Klein Flottbek, Nienstedten,
Dockenhuden, Blankenese und Rissen vom 18. Dezember 1962
(Hamburgisches Gesetz- und Verordnungsblatt Seite 203) in
der geltenden Fassung vom 24. Juni 1997 (Hamburgisches
Gesetz- und Verordnungsblatt Seite 299) aufgehoben.

§ 4

Die Verordnung zur Gestaltung von Neu-Altona vom 
13. November 1956 (Sammlung des bereinigten hambur-
gischen Landesrechts I 21301-h) in der geltenden Fassung vom
28. Oktober 1982 (Hamburgisches Gesetz- und Verordnungs-
blatt Seite 361) tritt im Plangebiet außer Kraft.

§ 5

Für das Plangebiet werden die bisher bestehenden Bebau-
ungspläne aufgehoben.

Ausgefertigt Hamburg, den 21. September 1999.

Der Senat
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A r t i k e l  1

Gesetz
zur Änderung des Hamburgischen Beleihungsgesetzes 

Das Gesetz über die Beleihung von juristischen Personen
des privaten Rechts mit der Befugnis zur Einrichtung von
Vergabeprüfstellen für öffentliche Aufträge (Hamburgisches
Beleihungsgesetz – HmbBelG) vom 20. Januar 1997 (Hambur-
gisches Gesetz- und Verordnungsblatt Seite 8) wird wie folgt
geändert: 

1. Im Titel wird das Wort ,,Vergabeprüfstellen“ durch das Wort
„Vergabekammern“ ersetzt. 

2. § 1 erhält folgende Fassung: 

„§ 1
Beleihung mit den Aufgaben einer Vergabekammer

Der Senat wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung juristi-
schen Personen des privaten Rechts, die unter § 98 des
Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen (GWB) in 
der Fassung vom 26. August 1998 (Bundesgesetzblatt I 
Seite 2547) fallen, mit ihrem Einverständnis die Befugnis zu
verleihen, Vergabekammern für ihre Vergabeverfahren ein-
zurichten und die Aufgaben im eigenen Namen und in den
Handlungsformen des öffentlichen Rechts wahrzunehmen,
wenn sie die Gewähr für eine sachgerechte Erfüllung der
ihnen übertragenen Aufgaben bieten.“ 

3. In der Überschrift und im Text von § 2 wird jeweils das Wort
„Vergabeprüfstelle“ durch das Wort ,,Vergabekammer“
ersetzt. 

A r t i k e l  2

Zweites Gesetz
zur Änderung des Stadtentwässerungsgesetzes

§ 2 Absatz 6 des Stadtentwässerungsgesetzes vom 20. De-
zember 1994 mit der Änderung vom 12. September 1995
(Hamburgisches Gesetz- und Verordnungsblatt 1994 Seite 435,
1995 Seite 210) erhält folgende Fassung: 

,,(6) Bei der Stadtentwässerung wird die Vergabekammer für
ihre Vergabeverfahren gemäß § 104 Absatz 1 des Gesetzes ge-
gen Wettbewerbsbeschränkungen in der Fassung vom 
26. August 1998 (Bundesgesetzblatt I Seite 2547) eingerich-
tet. Bei der Besetzung der Vergabekammer muß gewähr-
leistet sein, daß mindestens ein Mitglied die Befähigung
zum Richteramt besitzt und nach Möglichkeit gründliche
Kenntnisse des Vergabewesens vorhanden sind. Als ehren-
amtliche Mitglieder sollen für die Vergabekammer auf Vor-
schlag der Handels- und der Handwerkskammer sowie der
Hamburgischen Architektenkammer und der Hambur-
gischen Ingenieurkammer – Bau sechs Persönlichkeiten
berufen werden, die nach Möglichkeit über praktische
Erfahrungen auf dem Gebiet des Vergabewesens verfügen.
Die Besetzung der Vergabekammer regelt die Stadtentwäs-
serung im Benehmen mit der fachlich zuständigen Behörde.
Für die Vergabekammer gilt die von der für die Finanzen
zuständigen Behörde erlassene Geschäftsordnung der

Vergabekammern der Freien und Hansestadt Hamburg
entsprechend.“ 

A r t i k e l  3
Gesetz

zur Änderung des Gesetzes zur Errichtung der Anstalt
Landesbetrieb Krankenhäuser

§ 2 Absatz 4 des Gesetzes zur Errichtung der Anstalt
Landesbetrieb Krankenhäuser vom 11. April 1995 (Hamburgi-
sches Gesetz- und Verordnungsblatt Seite 77) erhält folgende
Fassung: 

,,(4) Beim LBK Hamburg wird die Vergabekammer für
seine Vergabeverfahren gemäß § 104 Absatz 1 des Gesetzes
gegen Wettbewerbsbeschränkungen in der Fassung vom 
26. August 1998 (Bundesgesetzblatt I Seite 2547) eingerich-
tet. Bei der Besetzung der Vergabekammer muß gewähr-
leistet sein, daß mindestens ein Mitglied die Befähigung
zum Richteramt besitzt und nach Möglichkeit gründliche
Kenntnisse des Vergabewesens vorhanden sind. Als ehren-
amtliche Mitglieder sollen für die Vergabekammer auf
Vorschlag der Handels- und der Handwerkskammer sowie
der Hamburgischen Architektenkammer und der Hambur-
gischen Ingenieurkammer – Bau sechs Persönlichkeiten
berufen werden, die nach Möglichkeit über praktische Er-
fahrungen auf dem Gebiet des Vergabewesens verfügen. Die
Besetzung der Vergabekammer regelt der LBK Hamburg im
Benehmen mit der fachlich zuständigen Behörde. Für die
Vergabekammer gilt die von der für die Finanzen zustän-
digen Behörde erlassene Geschäftsordnung der Vergabe-
kammern der Freien und Hansestadt Hamburg entspre-
chend.“

A r t i k e l  4
Gesetz

zur Änderung des Stadtreinigungsgesetzes

In § 2 des Stadtreinigungsgesetzes vom 9. März 1994 (Ham-
burgisches Gesetz- und Verordnungsblatt Seite 79) wird
folgender Absatz 7 angefügt: 

,,(7) Bei der Stadtreinigung wird die Vergabekammer für ihre
Vergabeverfahren gemäß § 104 Absatz 1 des Gesetzes gegen
Wettbewerbsbeschränkungen in der Fassung vom 26. Au-
gust 1998 (Bundesgesetzblatt I Seite 2547) eingerichtet. Bei der
Besetzung der Vergabekammer muß gewährleistet sein, daß
mindestens ein Mitglied die Befähigung zum Richteramt
besitzt und nach Möglichkeit gründliche Kenntnisse des
Vergabewesens vorhanden sind. Als ehrenamtliche Mitglieder
sollen für die Vergabekammer auf Vorschlag der Handels- und
der Handwerkskammer sowie der Hamburgischen Architek-
tenkammer und der Hamburgischen Ingenieurkammer – Bau
sechs Persönlichkeiten berufen werden, die nach Möglichkeit
über praktische Erfahrungen auf dem Gebiet des Vergabewe-
sens verfügen. Die Besetzung der Vergabekammer regelt die
Stadtreinigung im Benehmen mit der fachlich zuständigen
Behörde. Für die Vergabekammer gilt die von der für die
Finanzen zuständigen Behörde erlassene Geschäftsordnung
der Vergabekammern der Freien und Hansestadt Hamburg
entsprechend.“

Gesetz
zur Änderung des Hamburgischen Beleihungsgesetzes

und anderer Gesetze
Vom 21. September 1999

Der Senat verkündet das nachstehende von der Bürgerschaft beschlossene Gesetz:
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A r t i k e l  5

Gesetz
zur Änderung des Gesetzes zur Errichtung der

Hamburger Friedhöfe – Anstalt öffentlichen Rechts –

§ 2 Absatz 5 des Gesetzes zur Errichtung der Hamburger
Friedhöfe – Anstalt öffentlichen Rechts – vom 8. November
1995 (Hamburgisches Gesetz- und Verordnungsblatt Seite 290)
wird aufgehoben. 

A r t i k e l  6

Gesetz
zur Änderung des Gesetzes zur Errichtung der Anstalt

öffentlichen Rechts „pflegen & wohnen“

§ 2 des Gesetzes zur Errichtung der Anstalt öffentlichen
Rechts „pflegen & wohnen“ vom 11. Juni 1997 (Hamburgisches 

Gesetz- und Verordnungsblatt Seite 187) wird wie folgt
geändert: 

1. Absatz 4 wird aufgehoben. 

2. Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 4. 

A r t i k e l  7

Verordnung über die Zuständigkeit 
bei Nachprüfungsverfahren für öffentliche Aufträge 

der Stadtreinigung Hamburg 

Die Verordnung über die Zuständigkeit bei Nachprüfungs-
verfahren für öffentliche Aufträge der Stadtreinigung
Hamburg vom 27. September 1994 (Hamburgisches Gesetz-
und Verordnungsblatt Seite 264) wird aufgehoben. 

Einziger Paragraf

Hinter § 9 des Hundesteuergesetzes in der Fassung vom
24. Januar 1995 (Hamburgisches Gesetz- und Verordnungsblatt
Seite 5) wird folgender § 9 a eingefügt:

„§ 9 a

Steuerermäßigung für Hunde aus einem Tierheim

Die Steuer ist für einen Hund, der bis zum 31. Dezember
2003 aus einem Hamburger Tierheim erworben wird, auf
Antrag für die ersten zwölf Monate nach Beginn der Steuer-

pflicht auf 96,– Deutsche Mark zu ermäßigen, wenn mit der
Anmeldung des Hundes eine Bescheinigung des Tierhei-
mes vorgelegt wird, daß es sich bei dem abgegebenen Hund
nach den im Abgabezeitpunkt dort vorhandenen Kennt-
nissen nicht um einen gefährlichen Hund im Sinne der
Hundeverordnung vom 14. Dezember 1993 (Hamburgi-
sches Gesetz- und Verordnungsblatt 1993 Seite 379, 1994
Seite 2), in der jeweils geltenden Fassung handelt. Tier-
heime in diesem Sinne sind Einrichtungen, die auch die
Aufgabe wahrnehmen, von Amts wegen unterzubringende
Tiere aufzunehmen.“
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Ausgefertigt Hamburg, den 21. September 1999.

Der Senat

Ausgefertigt Hamburg, den 21. September 1999.

Der Senat

Fünftes Gesetz
zur Änderung des Hundesteuergesetzes

Vom 21. September 1999

Der Senat verkündet das nachstehende von der Bürgerschaft beschlossene Gesetz:


